Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache 


Antrag 

der Abgeordneten Erhard (Bad Sdiwalbach), Picard, Dr. Häfele 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung 
vom 2. Januar 1961 (Bundesgesetzbl. IS. 1), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Kraft- 
fahrzeugsteuergesetzes vom 18. März 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 85), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 wird nach Nummer 5 folgende Nummer 5 a 
eingefügt: 

„5 a. Kraftomnibusse, die ausschließlich im 
Linienverkehr verwendet werden;". 

2. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Steuer wird berechnet 

1. bei Zweiradkraftfahrzeugen, ausge- 
nommen Zugmaschinen, bei Dreirad- 
kraftfahrzeugen, die ausschließlich zur 
Beförderung von Personen geeignet 
und bestimmt sind, und bei Personen- 
kraftwagen nach 

a) der Motorleistung (Din/PS) 
und/oder 

b) der Grundflächengröße, 

2. bei allen anderen Fahrzeugen, ins- 
besondere bei Zugmaschinen (ein- 
schließlich der Sattelzugmaschinen), 
Kraftomnibussen, Lastkraftwagen so- 
wie bei Anhängern (einschließlich der 
Sattelanhänger) nach dem verkehrs- 
rechtlich hochstzulässigen Gesamtge- 
wicht, bei bestimmten Kraftfahrzeugen 


jedoch unter Berücksichtigung des Lei- 
stungsfaktors (§11 Abs. 3)." 

3. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 11 

Steuersatz 

(1) Die Jahressteuer beträgt für 

1. Zweiradkraftfahrzeuge (ausgenommen 
Zugmaschinen) 
bei einer Motorleistung 


von Din/PS DM 

0 bis 5 10, — 

5 bis 10 20, — 

10 bis 15 30,— 

15 bis 20 40,— 

20 bis 30 50,— 

über 30 60,— 


Für Beiwagen erhöht sich der Steuer- 
betrag um 50 V. H. 

2. Dreiradkraftfahrzeuge, die ausschlie- 
lich zur Beförderung von Personen 
geeignet und bestimmt sind (ausgenom- 
men Zugmaschinen) sowie Personen- 
kraftwagen (§ 10 Abs. 2) 

a) bei einer Motorleistung 


von Din/PS DM 

0 bis 50 60, — 

50 bis 75 90,— 

75 bis 100 120, — 

100 bis 125 180, — 

125 bis 150 240,— 

150 bis 175 360,— 

175 bis 200 480, — 

über 200 960, — 
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b) bei einer Grundfläche = 

max Länge X max Breite DM 


über 24 000 kg 

bis zu 25 000 kg 6 280 DM 


0 bis Gm- 80, — 

6 bis 8 m- 160, — 

8 bis 10 320, — 

über 10 m.“ 640,— 


3. alle anderen Fahrzeuge 


von dem Gesamtgewicht 


bis 

zu 2 

000 

kg 


30 

DM 





je 200 kg Gesamtgewicht 

über 

2 000 

kg 





bis 

zu 3 

000 

kg 


450 

DM 

über 

3 000 

kg 





bis 

zu 4 

000 

kg 


610 

DM 

über 

4 000 

kg 





bis 

zu 5 

000 

kg 


780 

DM 

über 

5 000 

kg 





bis 

zu 6 

000 

kg 


960 

DM 

über 

6 000 

kg 





bis 

zu 7 

000 

kg 

1 

150 

DM 

über 

7 000 

kg 





bis 

zu 8 

000 

kg 

1 

350 

DM 

über 

8 000 

kg 





bis 

zu 9 

000 

kg 

1 

560 

DM 

über 

9 000 

kg 





bis 

zu 10 

000 

kg 

1 

780 

DM 

über 

10 000 

kg 





bis 

zu 11 

000 

kg 

2 

010 

DM 

über 

11 000 

kg 





bis 

zu 12 

000 

kg 

2 

250 

DM 

über 

12 000 

kg 





bis 

zu 13 

000 

kg 

2 

500 

DM 

über 

13 000 

kg 





bis 

zu 14 

000 

kg 

2 

760 

DM 

über 

14 000 

kg 





bis 

zu 15 

000 

kg 

3 

030 

DM 

über 

15 000 

kg 





bis 

zu 16 

000 

kg 

3 

310 

DM 

über 

16 000 

kg 





bis 

zu 17 

000 

kg 

3 

600 

DM 

über 

17 000 

kg 





bis 

zu 18 

000 

kg 

3 

900 

DM 

über 

18 000 

kg 





bis 

zu 19 

000 

kg 

4 

210 

DM 

über 

19 000 

kg 





bis 

zu 20 

000 

kg 

4 

530 

DM 

über 

20 000 

kg 





bis 

zu 21 

000 

kg 

4 

860 

DM 

über 

21 000 

kg 





bis 

zu 22 

000 

kg 

5 

200 

DM 

über 

22 000 

kg 





bis 

zu 23 

000 

kg 

5 

550 

DM 

über 

23 000 

kg 





bis 

zu 24 

000 

kg 

5 

910 

DM 


über 

25 000 

kg 





bis 

zu 26 

000 

kg ... 

. . . 6 

660 

DM 

über 

26 000 

kg 





bis 

zu 27 

000 

kg ... 

. . . 7 

050 

DM 

über 

27 000 

kg 





bis 

zu 28 

000 

kg ... 

. . , 7 

450 

DM 

über 

28 000 

kg 





bis 

zu 29 

000 

kg ... 

. . . 7 

960 

DM 

über 

29 000 

kg 





bis 

zu 30 

000 

kg ... 

. . . 8 

380 

DM. 


(2) Die Steuer ermäßigt sich für Kraftfahr- 
zeuge nach Absatz 1 Nr. 3 (ausgenommen Zug- 
maschinen, nicht aber Sattelzugmaschinen) für 
jeweils 1,0 PS/t, um welches der Leistungsfaktor 
von 6 PS/t überschritten wird, um jeweils 5 vom 
Hundert des Betrages, der sich nach Absatz 1 
Nr. 3 ergibt, höchstens jedoch um 20 vom Hun- 
dert dieses Betrages. 

(3) Leistungsfaktor ist 

1. bei Kraftomnibussen und bei Kraft- 
fahrzeugen, die keinen Anhänger mit- 
führen können, das Verhältnis der Mo- 
torleistung in Din/PS je Tonne des ver- 
kehrsrechtlich höchstzulässigen Ge- 
samtgewichts des Kraftfahrzeugs; 

2. bei anderen unter Absatz 2 fallenden 
Kraftfahrzeugen das Verhältnis der 
Motorleistung in Din/PS zu jeder Tonne 
des verkehrsrechtlich höchstzulässigen 
Gesamtgewichts des Kraftfahrzeugs 
und der verkehrsrechtlidi hödist zu- 
lässigen Anhängelast." 


Nach § 11 wird folgender § 11 a eingefügt: 

.§ 11a 

(1) Die Steuer ermäßigt sich 

1. um 25 vom Hundert des Betrages, der 
sich nach § 11 Abs. 1 Nr. 3 ergibt, für 
Sattelanhänger, 

2. um 50 vom Hundert des Betrages, der 
sich nach § 11 Abs, 1 Nr. 3 und § 11 
Abs. 2 ergibt, 

a) für Kraftomnibusse, die überwie- 
gend im Linienverkehr verwendet 
werden; 

b) für Lastkraftwagen, die nach ihrer 
Bauart und ihren besonderen mit 
ihnen fest verbundenen Einrichtun- 
gen zur Beförderung von Abraum 
und Baumaterial innerhalb von Bau- 
stellen geeignet und bestimmt sind; 
dies gilt nicht, wenn das Kraftfahr- 
zeug widerrechtlich benutzt wird. 
Die Steuerermäßigung entfällt, 
wenn das Fahrzeug auf einer öffent- 
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liehen Straße zur Beförderung der 
bezeichneten Güter außerhalb eines 
Umkreises von einem Kilometer, 
von der Baustelle gerechnet, oder 
zur Beförderung von anderen als 
den bezeichneten Gütern benutzt 
wird; 

3. um 50 vom Hundert des Betrages, der 
sich nach § 11 Abs, 1 Nr. 3 ergibt für 
Kraftfahrzeug-Anhänger zur Durchfüh- 
rung von Schwer- und Großraumtrans- 
porten, für die Ausnahmen von der 
Vorschrift des § 34 der Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung genehmigt 
worden sind. Dies gilt nicht, wenn das 
Fahrzeug auch zu Fahrten benutzt wird, 
für die es der bezeichneten Ausnahme- 
genehmigung nicht bedarf, und wenn 
die Steuer, die sich in diesem Falle 
ergibt, höher ist als die Steuer nach 
Satz 1. 

(2) Für Fahrzeuge, die im ausländischen Zu- 
lassungsverfahren zugelassen sind, beträgt die 
Steuer, wenn sie tageweise entrichtet wird, für 
jeden ganz oder teilweise im Bundesgebiet zu- 
gebrachten Kalendertag 

1. bei Zwei- und Dreirad- 
kraftfahrzeugen (ausge- 
nommen Zugmaschinen) 
sowie bei Personenkraft- 


wagen 1, — DM 

2. bei Kraftomnibussen .... 3, — DM 

3. bei allen anderen Fahr- 
zeugen 


a) mit einem zulässigen 
Gesamtgewicht bis zu 


7,5 t 3,— DM 

b) mit einem zulässigen 
Gesamtgewicht von 

7,5t bis zu 14t .... 7, — DM 

c) mit einem zulässigen 
Gesamtgewicht von 

14 t bis zu 20 t 12, — DM 

d) mit einem zulässigen 
Gesamtgewicht von 

mehr als 20 t 22, — DM 


Für diese Fahrzeuge ist der Nachweis des zuläs- 
sigen Gesamtgewichts durch eine Bescheinigung 
zu erbringen, welche von einer für einen Grenz- 


übergangsort zuständigen deutschen Zulassungs- 
behörde auszustellen ist. Wird der Nachweis 
nicht erbracht, ist Kraftfahrzeugsteuer nach Num- 
mer 2 d zu entrichten. 

(3) Bei der Zuteilung eines Kennzeichens für 
Probe- und Überführungsfahrten beträgt die 
Steuer 

1. für Kennzeichen, die nur 

für Krafträder auf die 
Dauer eines Kalender- 
jahres gelten, 90, — DM 

2. für andere Kennzeichen, 
die auf die Dauer eines 
Kalenderjahres gelten, . . 375, — DM 

3. für Kennzeichen, die für 
bestimmte Probe- oder 
Überführungsfahrten auf 
die Dauer bis zu fünf- 
zehn Tagen gelten, täglich 1,50 DM 

5. Nach § 14 werden folgende §§ 14 a und 14 b ein- 
gefügt: 

»§ 14 a 

(1) Kraftfahrzeugen des gewerblichen Güter- 
nah- und Güterfernverkehrs und Kraftfahrzeug- 
omnibussen, die der gewerblichen Personenbe- 
förderung dienen, wird die Kraftfahrzeugsteuer 
für die Zeit zurückerstattet, während der sie im 
Ausland verkehren, 

(2) Die Rückerstattung erfolgt nur für volle 
Tage des Aufenthalts der Kraftfahrzeuge im 
Ausland und nur, wenn Auslandsaufenthalte von 
mehr als zehn Tagen im Kalenderjahr stattge- 
funden haben. Sie beträgt je Tag Vses der Jahres- 
steuer. 

§ 14 b 

Die Rückerstattung erfolgt auf Antrag des 
Kraftfahrzeughalters. Sie hängt vom Nachweis 
der Dauer des Aufenthalts des betreffenden 
Fahrzeuges im Ausland ab." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1969 in Kraft. 


Bonn, den 21. Februar 1967 


Erhard (Bad Schwalbacii) 
Picard 
Dr. Häfele 
Brück (Köln) 
Draeger 

Franke (Osnabrück) 
Franzen 


Dr. Freiwald 
Haase (Kassel) 
Dr. Hammans 
Dr. Hofmann 
Dr. Klepsch 
Koppler 
Lampersbach 


Dr. Lenz (Bergstraße) 
Meister 
Müser 

Frau Pitz-Savelsberg 
Dr. Prassler 
Rawe 

Dr. Reinhard 


Dr. Rügen 
Rommerskirchen 
Dr. Sinn 
Stahlberg 

Dr. Starke (Nürtingen) 

Dr, Süsterhenn 

Dr. Freiherr von Vittinghoff-Schell 
Weimer 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Seit langem ist bekannt, daß der Hubraum als Be- 
messungsgrundlage für die Kraftfahrzeugsteuer un- 
geeignet ist. Von vielen Technikern und anderen 
Fachleuten wird mit guten Gründen die Auffassung 
vertreten, diese Besteuerungsgrundlage sei der 
Grund für eine technische Fehlentwicklung unserer 
Kraftfahrzeuge. Vor allem ist die Hubraumbesteu- 
erung als Ursache dafür anzusehen, daß bei mög- 
lichst kleinem Hubraum möglichst hohe Motoren- 
leistungen angestrebt werden. Dadurch werden die 
Motoren unelastisch und laut, der Ausstoß schäd- 
licher Abgase wird vermehrt. Die technische Ent- 
wicklung hat im übrigen ergeben, daß mit der Hub- 
raumbcsteuerung eine gerechte Belastung der Ver- 
kehrsteilnehmer ausgeschlossen ist. Es kommt hin- 
zu, daß die ursprüngliche Vorstellung, wonach die 
Motorenleistung entscheidend von der Hubraum- 
größe abhängig ist, eindeutig überholt ist. 

Von wissenschaftlicher Seite sind die verschieden- 
sten Anknüpfungspunkte für eine Kraftfahrzeug- 
steuer vorgeschlagen bzw. erörtert worden, z. B. 
nach der Fahrzeugbereifung, nach der Tonnen- bzw. 
personenkilometrischen Leistung, nach der Achs- 
last, nach der Fahrzeuggeschwindigkeit, nach der 
Fahrzeuggröße und verschiedenen anderen An- 
knüpfungspunkten. Am zweckmäßigsten scheint 
nach diesen Auffassungen für den Personenkraft- 
wagen eine Besteuerung nach der Fläche, die das 
Fahrzeug überdeckt und damit mindestens zum 
Stehen benötigt. Eine ausreichende Differenzierung 
nach schwereren und leichteren Fahrzeugen, nach 
schnelleren und langsameren und auch nach sonsti- 
gen Gesichtspunkten erscheint in diesem Falle fast 
ausgeschlossen. Mit Recht hat deshalb Dr. Ing. 
Deischl, Ministerialrat a. D., in dem Aufsatz „Zeit- 
gemäße Betrachtungen über die Kraftfahrzeug- 
steuer" den Vorschlag gemacht, die Steuer für Per- 
sonenkraftwagen aus einer doppelten Anknüpfung 
zu berechnen. Er schlägt vor, die Motorenleistung in 
Din/PS als den einen Anknüpfungspunkt und die 
Flächengröße nach maximaler Länge X maximaler 
Breite als zweiten Anknüpfungspunkt zu wählen. 
Mit wenigen Steuerstufen und jeweils starker Pro- 
gression soll einerseits eine gerechte Besteuerung, 
andererseits aber auch eine an der Verursachung 
gemessene Belastung entstehen. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß der 
ruhende Verkehr außerordentlich hohe Aufwendun- 
gen der öffentlichen Hand auch in der Zukunft er- 
forderlich macht. Die in Anspruch genommene Fläche 
durch das einzelne Fahrzeug ist nicht unerheblich. 

Die zunehmende Zahl der Kraftfahrzeuge wird in 
den nächsten Jahren außerordentlich hohe Aufwen- 
dungen für den Straßenbau, vor allem innerhalb der 
Gemeinden, erforderlich machen. Die große Zahl der 


Kraftfahrzeuge lähmt in Zeiten der Verkehrsspitzen 
zunehmend den Verkehrsfluß, so daß man schon 
jetzt häufig nur noch bedingt von Verkehr sprechen 
kann. Die volkswirtschaftlichen Verluste, die durch 
Verkehrsstauungen täglich entstehen, sind außer- 
ordentlich hoch, und zwar sowohl an Materialver- 
brauch bzw. Verschleiß als auch an Zeitverlusten 
der betroffenen Menschen. Ein einziges Mal anhalten 
müssen erhöht auf einen Kilometer den durch- 
schnittlichen Kraftstoffverbrauch um etwa 20 Vo bei 
einer Ausgangsgeschwindigkeit von 50 km/h. Die 
Verluste durch Verkehrsstauungen im Stadtverkehr 
gehen schon jetzt nach Meinung von Sachverständi- 
gen bis 100 Vo des üblichen Kraftstoffverbrauchs 
(vgl. Zeitschrift für Verkehrssicherheit 1965, 
S. 134 ff.). Die Gesamtverluste einschließlich der ver- 
lorenen Arbeitszeit durch Verkehrsstauungen wer- 
den auf mehrere Milliarden DM jährlich schon jetzt 
berechnet. 

Neben einem Ausbau des Straßennetzes muß des- 
halb Wert darauf gelegt werden, daß das einzelne 
Fahrzeug eine hinreichend hohe Beschleunigung er- 
reicht und im außerstädtischen Verkehr eine zügige 
Fahrweise beibehalten kann. Zu diesem Zweck sind 
stärkere Motoren bei vielen Fahrzeugen notwendig. 
Dies gilt um so mehr, wenn Einrichtungen zur Rein- 
haltung der Luft in nicht ferner Zukunft vorgeschrie- 
ben werden, denn durch diese technischen Einbauten 
soll nach den seitherigen Verlautbarungen und Be- 
rechnungen mit einer Verminderung der Motor- 
leistung bis zu etwa 20 Vo gerechnet werden. Fahr- 
zeuge mit geringer Motorenstärke würden dann 
kaum noch in der Lage sein, die im sonstigen Ver- 
kehr notwendigen Beschleunigungen und Geschwin- 
digkeiten zu erreichen bzw. zu halten. 

Es empfiehlt sich also, die Besteuerung an die 
Motorstärke zu knüpfen und eine möglichst einheit- 
liche Besteuerung für Motorstärken bis etwa 50 PS 
vorzusehen. Auf diese Weise würde ein Anreiz 
geschaffen, auch in kleinere Wagen stärkere Moto- 
ren einzubauen. 

Die Reinhaltung der Luft sollte durch das Steuer- 
system nicht erschwert, sondern in den technischen 
Entwicklungen erleichtert werden. Die kleineren 
Motoren erzeugen mehr unerwünschte Bestandteile. 
Die Erzielung eines hohen Grades an Reinheit der 
Auspuffgase wird durch sie erheblich erschwert. 
Jedenfalls ist das bei großen Motoren wesentlich 
leichter. Es kommt hinzu, daß in den kleineren 
Automobilen die erforderlichen Anlagen zur Reini- 
gung der Auspuffgase wesentlich schwerer zu lösen 
sind als in größeren Fahrzeugen. Es darf hier ver- 
wiesen werden auf eine Stellungnahme des Ver- 
bandes der Automobilindustrie vom 18. April 1966 
zum Thema „Luftverunreinigung". 

Hohe PS-Zahlen bei möglichst kleinem Hubraum 
sind nur erreichbar durch starke Verdichtung. Die 
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dabei auftretenden unerwünschten Nebenerschei- 
nungen werden weitgehend beseitigt, indem dem 
Kraftstoff Antiklopfmittel zugesetzt werden. Hierbei 
handelt es sich im wesentlichen um Bleiverbindun- 
gen. Sov/eit diese Zusätze durch nicht optimal funk- 
tionierende Motoren nicht voll verbrennen, werden 
sie als äußerst giftige Bestandteile ausgestoßen. 
Die hier ruhenden Gefahren können nur angedeu- 
tet werden und man wird versuchen müssen, auch 
durch die Steuerbemessung eine technische Entwick- 
lung zu erleichtern, die weniger hochkomprimierte 
Motoren erforderlich macht. 

Der vorliegende Entwurf versucht, aus den vor- 
stehend angedeuteten Erwägungen die Kraftfahr- 
zeugsteuer für Personenkraftwagen auf eine dop- 
pelte Bemessungsgrundlage zu stellen, nämlich die 
Motorleistung in Din/PS und die maximale Größe 
des Fahrzeuges. Mit Rücksicht auf den derzeitigen 
Kraltfahrzeugbestand sind mehr Stufen vorgesehen, 
als das für die technische Entwicklung im Ergebnis 
notwendig erscheint. Es soll durch die Änderung der 
Bemessungsgrundlagen erreicht werden: 

a) die Voraussetzung für technische Leistungen zur 
besseren Reinhaltung der Luft 

b) durch größere Gleichmäßigkeit in der Motoren- 
leistung eine größere Zügigkeit und damit Ver- 
meidung von hohen volkswirtschaftlichen Ver- 
lusten 

c) durch etwas größere Fahrzeuge die schweren 
Unfallfolgen zu mindern 

und 

d) durch sehr starke Progression allzu großflächige 
Fahrzeuge zu verhindern, um die Verkehrs- 
fläche weniger durch das einzelne Fahrzeug in 
Anspruch zu nehmen. 


2. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Artikel I 
Zu Nr. 1 

Der Personennahverkehr soll, soweit er durch Om- 
nibusse, die ausschließlich im Linienverkehr ver- 
wendet werden, begünstigt werden. Das entspricht 
den Bedürfnissen des öffentlichen Personennahver- 
kehrs und auch den der interessierten Verkehrsträ- 
ger (vgl. Zeitschrift für Verkehr und Technik, Heft 
1 / 66 ). 

Zu Nr. 2 

In § 10 Abs. 1 wird die Besteuerungsgrundlage fest- 
gelegt, nämlich nach der Motorenleistung in Din/PS 
und der Grundflächengröße. Für die Nichtpersonen- 
wagen soll es bei der Gewichtsbesteuerung als der 
Besteuerungsgrundlage verbleiben. Es wird aber 
eingeführt die Berücksichtigung eines sogenannten 
Leistungsfaktors. Der Leistungsfaktor wird definiert 
unter der Nummer 3 § 1 1 Abs. 3. 


Zu Nr. 3 

§11 Abs. 1 Nr. 1 stellt auch für Krafträder die Be- 
messungsgrundlage um vom Hubraum auf die Lei- 
stung. Die Steuergruppen sind in ihrer Zahl wesent- 
lich verringert, die Steuerbeträge in Richtung auf 
eine Pauschalierung bemessen. Sie liegen gering- 
fügig unter der seitherigen Steuerhöhe. 

Bei der Besteuerung der Krafträder bleibt die seit- 
herige Freistellung von der Steuer für Fahrzeuge 
bis zu 50 ccm unberührt. Es ist aber zu erwägen, 
ob man die Freistellung auch weiterhin an den Hub- 
raum anknüpfen sollte oder ob man hier eine Frei- 
stellung bis zu 5 PS Motorleistung vornehmen will. 
Da das im Wege einer Rechtsverordnung erfolgen 
müßte, bedarf es hier nur des entsprechenden Hin- 
weises. 

Wegen der Inanspruchnahme einer Fläche sollen 
sich die Steuersätze bei Verwendung eines Beiwa- 
gens um 50 V. H. erhöhen. 

§11 Abs. 1 Nr. 2 enthält die beiden Besteuerungs- 
grundlagen in ihren einzelnen Stufen. Die unterste 
Stufe würde demnach eine Steuer von jährlich 
140 DM für alle Fahrzeuge, die bis zu 50 PS Motor- 
leistung haben und bis zu 6 qm Größe aufweisen. 

Einzelne Beispiele für die Änderung der Steuer auf 
Grund dieser Steuersätze und dieser Bemessungs- 
grundlage sollen die Auswirkungen verdeutlichen. 

NSU Prinz 600 hat seither 87 DM Jahressteuer zu 
zahlen, für ihn müßten also 53 DM mehr gezahlt 
werden. 

Der BMW 710 erfordert jetzt 101 DM an Kraftfahr- 
zeugsteuer. Es müßten also 39 DM mehr gezahlt 
werden. 

Der VW 1200 hat jetzt eine Steuerlast von 173 DM. 
Es müßten mehr gezahlt werden 47 DM. 

Bei einer geringfügigen Konstruktionsänderung, 
nämlich nur einer Verkürzung der Aufhängung für 
die beiden Stoßstangen, würde bewirkt, daß der 
VW 1200 in die unterste Gruppe einzuordnen wäre, 
und dann wären 33 DM weniger Jahresteuer zu 
zahlen. 

Der Opel-Rekord 1700 erfordert jetzt 245 DM 
Steuer. Es müßten künftig 250 DM gezahlt werden, 
also mehr 5 DM. 

Dasselbe gilt für den Ford 17 M. 

Andererseits würde der VW 1500 auch 250 DM an 
Steuern erfordern, während jetzt 216 DM zu zahlen 
sind, d. h. es müßten 34 DM mehr gezahlt werden. 

Bei den großflächigen und motorstarken Fahrzeugen 
ergeben sich teilweise nicht unerheblich höhere 
Steuern, 

beim Opel-Diplomat z. B. ca. 20 Vo, 

beim Mercedes 300 ergäbe sich ein Mehrbetrag 
von 248 DM, was einer Steigerung von mehr als 
50 Vo entspricht. 
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§ 11 Abs, 1 Nr. 3 

Die Tabelle für alle sonstigen Fahrzeuge, also die 
Lastkraftfahrzeuge, Omnibusse und Anhänger, ist 
auf etwa V5 der seitherigen Steuerstufen reduziert 
Die Steuer steigt jeweils bei einem höheren Ge- 
wicht von 1000 kg in die nächsthöhere Gruppe. Aus- 
genommen sind lediglich die Fahrzeuge unter 
2000 kg Gesamtgewicht, die wie seither in Stufen 
von je 200 kg bei linearer Steuererhöhung be- 
steuert werden. In diese Gruppe fallen nur ganz 
kleine und leichte Fahrzeuge, vor allem aber die 
leichten, vornehmlich einachsigen Anhänger. Die 
Steuer ist hier, um den Anschluß an das System zu 
finden, auf 30 DM je 200 kg Gesamtgewicht erhöht, 
d. h. um je 8 DM. Die Tabelle enthält eine progres- 
sive Steigerung, die Steigerung ist etwas stärker 
ausgelegt als seither. Sie ist aber wesentlich weni- 
ger stark, sowohl in ihrem Ansatz als in ihrer Pro- 
gression, als das Dr. Deischl in seinem Vorschlag 
vorgesehen hat. Diese geringere Steuerhöhe stellt 
aber immer noch eine nicht unerhebliche Mehr- 
belastung vor allem für schwere Fahrzeuge dar. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die Abnut- 
zung der Straßenflächen mit steigendem Achsdruck 
größer wird. Eine zuverlässige Berechnung darüber 
ist seither nicht möglich gewesen. Es herrscht Streit 
darüber, ob der Schwerlastverkehr die durch ihn 
verursachten Aufwendungen an Straßenunterhal- 
tungs- und Straßenbaukosten aufbringt oder nicht. 
Die Meinungen gehen hier sehr weit auseinander. 
Nur mit Rücksicht auf den internationalen Wett- 
bewerb und die Verhältnisse in der EWG ist dem 
Vorschlag Deischls bezüglich der Höhe der Steuer 
für den Schwerlastverkehr nicht gefolgt worden. 

§ 11 Abs. 2 

Hier ist eine Steuerermäßigung vorgesehen für alle 
die Fahrzeuge, die mehr als 6 PS je t Gesamtgewicht 
haben, und zwar für je 1 PS über 6 PS hinaus eine 
Steuerermäßigung von 5 Vo bis höchstens 20 ®/o. 

Mit dieser Regelung soll ein Anreiz geschaffen 
werden, stärkere Motoren im Verhältnis zum Ge- 
samtgewicht zu verwenden. Dadurch würde der 
innerstädtische Verkehr vielleicht ein klein wenig 
flüssiger. Sicher aber würde auf den Land- und 
Fernstraßen bei Steigungen eine höhere Geschwin- 
digkeit der schweren Lastzüge ermöglicht. Daran 
besteht ein erhebliches Interesse. Manche Kriech- 
spur, die jetzt noch notwendig erscheint, könnte 
ungebaut bleiben und mancher Auffahrunfall würde 
vermieden, ganz davon abgesehen, daß eine grö- 
ßere Zügigkeit auf Steigungsstrecken auch dem 
Lkw-Verkehr selbst erhebliche Ersparnisse und 
sonstige Vorteile bringen würde. 


Die leichten Lastwagen und wohl auch ziemlich alle 
Kraftomnibusse würden schon jetzt von der Steuer- 
ermäßigung betroffen sein, so daß für sie kaum 
eine Erhöhung der seitherigen Steuer entsteht. 

Zu Nr. 4 

Der § 11a enthält mit gewissen redaktionellen 
Änderungen die seitherigen Vorschriften des § 11 
Abs. 2 und 3. 

Lediglich im Absatz 2 ist zur Vermeidung eines 
Wettbewerbsvortcils des ausländischen Güterver- 
kehrs auf deutschen Straßen eine Erhöhung der 
Tagessätze nach durchschnittlichen Gesamtgewich- 
ten vorgenommen. Soweit Gegenseitigkeiten nicht 
vereinbart sind, muß künftig der ausländische Lkw 
auf deutschen Straßen einen etwa gleichen Steuer- 
betrag zahlen wie auch der deutsche Unternehmer. 

Zu Nr. 5 

Die §§ 14 a und 14 b sollen einer Wettbewerbsent- 
zerrung im grenzüberschreitenden Verkehr in ähn- 
licher Weise dienen wie § 11 a Abs. 2 Nr. 3. 

Nachdem Holland und Belgien eine im einzelnen 
recht komplizierte Regelung über Rückerstattung 
von Kraftfahrzeugsteuern vorgenommen haben, 
muß eine entsprechende Regelung auch für den 
deutschen grenzüberschreitenden gewerblichen 
Kraftverkehr erfolgen. Die Rückvergütung der 
Steuer soll nur auf Antrag erfolgen. Dem Antrag 
ist der Nachweis beizufügen über die mit dem 
Fahrzeug im Ausland verbrachten vollen Tage. Zur 
Vereinfachung des Verfahrens und auch zur Ver- 
meidung von Verwaltungsarbeit bei Bagatellbeträ- 
gen soll eine Rückvergütung nur dann erfolgen, 
wenn das Fahrzeug mehr als 10 Tage im Kalender- 
jahr im Ausland war. 

Zu Artikel 3 

Das Gesetz soll am 1. Januar 1968 in Kraft treten. 
Dieser Zeitpunkt reicht vielleicht zur Umstellung 
der Industrie, des Handels und der Kraftfahrzeug- 
besitzer nicht aus. Es könnte erforderlich werden, 
das Gesetz erst später in Kraft treten zu lassen. 
Das hängt vor allem auch davon ab, wann gegebe- 
nenfalls die Änderung der Steuergrundlagen be- 
schlossen werden sollte. Auf jeden Fall ist eine 
ausreichend lange Zeit notwendig, um die Umstel- 
lung vorzubereiten und sich auf sie einzustellen. 

Es wird eine Reihe von Übergangsschwierigkeiten 
unvermeidbar sein. Gesetzliche Bestimmungen zur 
Erleichterung des Übergangs oder Ausführungs- 
bestimmungen können auf der Grundlage der schon 
bestehenden Ermächtigungen nach § 17 des Geset- 
zes erlassen werden. 
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